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Lei motzt über Regenbogenfahne
SVP-KantonsratHermann Lei bleibtmit seiner Kritik an einer Pride-Fahne an der PHThurgau ziemlich alleine.

Sabrina Bächi

«Ichmusswohlwieder denBad
Boy spielen», sagt SVP-Frak-
tionspräsident Hermann Lei
(Frauenfeld). SeinVotum inder
Kantonsratssitzung imRahmen
der Diskussion zum Geschäfts-
bericht der Pädagogischen
Hochschule (PH)Thurgau führt
weit weg von der eigentlichen
Thematik. Statt überdieZahlen
oder Inhalte des Geschäftsbe-
richts PHThurgau zu sprechen,
moniert Lei das Aufhängen
einerPride-FahnevorderHoch-
schule. SeinemUnmutüberdie-
ses Zeichen hat Lei auch auf
Facebook mit einem Post Luft
gemacht undmit über 20Kom-
mentaren Zuspruch erhalten.
Die regenbogenfarbige Fahne
steht für verschiedene Lebens-
weisen queerer Personen und
weist auf die gesellschaftliche
Akzeptanz von Schwulen, Les-
ben oder Transmenschen hin.

Pride-Fahnewiderspreche
derNeutralität
Lei stört sich an diesem Zei-
chen, denn: «Ich bin stolz auf
diePH,aber ichbinnichtPride.»
Die PH habe schliesslich den
Auftrag, politisch neutral Lehr-
personen auszubilden. Die
Pride-Fahnewiderspreche dem
komplett. Lei poltert: «Unter
dem Aspekt des Berufsauftrags
ist das Aufhängen der Fahne
nicht tolerierbar. Das ist ein
schwerer Verstoss, und wir
habendieVerantwortlichenauf-
gefordert, die Fahne zu ent-
fernen.»

Leis Votum löst verschiede-
ne Reaktionen aus. Zum einen
tritt Felix Meier (SP, Romans-
horn) ansMikrofonundäussert
sich als Präsident des PH-För-
dervereins zur Fahne. «Es geht
mir darum, Schaden abzuwen-
denvonZusammenhängen, die

hier erstellt werden, die aber
nicht existieren.» Die Gesell-
schaft habe sich verändert und
mit diesen Realitäten müssten
sich die Lehrpersonen beschäf-
tigen.

Keinpolitisches, sondern
gesellschaftlichesZeichen
Die PH Thurgau habe schliess-
lich nicht nur den Auftrag, poli-
tisch neutral auszubilden, son-
dern auch, den inklusiven
Unterricht zu pflegen. «Diese
Fahne ist kein politisches, son-
dern ein gesellschaftliches Zei-
chen»,hältMeier fest.DieNeu-
tralität sei mit dem Hissen der
Pride-Fahne nicht verletzt, sie
zeige die Diversität der Gesell-
schaft. Ihmfalle auf, dassderEr-

regungsgradumgekehrt propor-
tional zum Problem sei. Bevor
einige der Kantonsräte in «in-
nere oder mentale Schnappat-
mung verfallen», würde er sich
mehrGelassenheitmit«solchen
‹Staatsproblemen›»wünschen.

Für spezielleAnlässe
Fahneerlaubt
AlsMitglieddesPH-Hochschul-
rates klärt Mitte-Kantonsrat Si-
monWolfer (Weinfelden)dieSi-
tuationauf.DieFahne sei schon
weg, sie sei imRahmeneiner In-
klusionswocheaufgehängtwor-
den.DerHochschulrat finde, es
sollemöglich sein, dass für spe-
zielle Anlässe vorübergehend
Fahnengehisstwerdenkönnen.
«Das ist auchbei diesemAnlass

so geschehen, der sich mit
einem aktuellen gesellschaftli-
chen Thema auseinanderge-
setzt hat.»

GLP-Kantonsrat Reto Am-
mann (Kreuzlingen)macht sich
vorallemwegenderReaktionen
auf Hermann Leis Facebook-
Beitrag Sorgen: «DieKommen-
tareunterdemPost sind teilwei-
se sehr grenzwertig.» Beispiele
nennt er keine. Nachzulesen
sind sie auf Facebook und rei-
chen von «unfassbar» oder
«grad abeneh dä Schrott» bis
hin zu: «Die Menschen verblö-
den.» Zum erstenMal in seiner
Karriere alsKantonsrat trittAuf-
recht-VertreterRobinSpiri (Am-
riswil) ans Mikrofon: «Es ist
nicht Sache der PH, sich in die

Politik einzumischen.Politische
Werbung soll man auf privaten
Grundstücken machen und
nicht auf dem Gelände einer
staatlichenHochschule.»

Die eigentliche Diskussion
rund um den Geschäftsbericht
der PH Thurgau verkommt an
diesem Mittwochmorgen zur
Nebensache. Der Präsident der
grossrätlichen Subkommission
PHThurgau,RolandWyss (EVP,
Frauenfeld), fasst deshalb am
Ende zusammen: «Wir behan-
deln hier gerade eine 35-Millio-
nen-Franken-Frage. Da ist eine
Regenbogenfahne wirklich
unser kleinstes Problem.» Der
Geschäftsberichtwird amEnde
mit 117 Ja, 2 Nein und 4 Enthal-
tungen angenommen.

SVP-Fraktionspräsident Hermann Lei ärgert sich über die Regenbogenfahne vor der PH. Bilder: Facebook/Andrea Tina Stalder

Gsaat isch gsaat

«Sie können nicht sagen:
Häftlinge, macht ein wenig
Homeoffice.»
Finanzdirektor Urs Martin
erklärt in der Debatte zur Fi-
nanzstrategie, warum die Kos-
ten selbst beim Justizvollzug
steigen.

«Vielleicht warten wir noch
das Telefon ab und machen
dann weiter.»
GrossratspräsidentPeterBühler,
als plötzlich einHandy klingelt.

Entschädigungen
fast beschlossen
Medikamententests «Ein Vor-
lage im Rekordtempo»: So
nenntFDP-KantonsrätinMichè-
le Strähl (Weinfelden) das Ge-
setzüberdenSolidaritätsbeitrag
fürBetroffenevonMedikamen-
tentests. PerMotion habenMa-
rinaBruggmann (SP, Salmsach),
EdithWohlfender (SP,Kreuzlin-
gen) und Peter Dransfeld (Grü-
ne, Ermatingen) die Forderung
nach einer Entschädigung im
November 2022 eingereicht.

Anderthalb Jahre später liegt
einGesetzesentwurf vor, hinter
demsämtlicheGrossratsfraktio-
nen stehen können. 25000
Franken sollen es werden für
jede Person, die zwischen 1940
und 1980 Opfer von Medika-
mententests in psychiatrischen
Kliniken im Thurgau geworden
ist. «Dieses Gesetz ist eine Be-
freiung von jahrzehntelang ge-
tragener Schuld», kommentiert
ChristianCaviezel (EDU,Täger-
wilen). Die rekordverdächtig
schnelle Ausarbeitung des Ge-
setzes sei wichtig, damit mög-
lichst viele Betroffene noch von
den Entschädigungen profitie-
ren können, sagt der Frauenfel-
derMitte-KantonsratChristoph
Regli. Genauso wichtig für ihn:
«dass die Betroffenheit nicht
vererbt werden kann.» Nach-
kommen von Opfern erhalten
keine Entschädigung.

Das einzige halbwegs kriti-
sche Votum zur Entschädigung
für Opfer von Medikamenten-
tests kommt von der SVP. Frak-
tionssprecher JosefArnold (Utt-
wil) sagt: «Wir schaffeneinSon-
dergesetz, das rückwirkend
angewendet wird.» Der Thur-
gauerAlleingangwerfe sehrvie-
le Fragen auf, unter anderem:
«Sind Wiedergutmachungen
mit Geld das richtige Mittel?»
DenThurgauerAlleingang stellt
auch der zuständige Regie-
rungsrat Urs Martin fest – im
Gegensatz zu Parteikollege Ar-
nold tut er das mit Stolz: «Wir
werden das Gesetz so verab-
schiedenunddamit schweizweit
eine Pionierrolle einnehmen –
ein historischerMoment.»

Als historisch bezeichnet
Martin auchdieVerhandlungen
mitderPharmabranche – siebe-
teiligt sich mit vier Millionen
Franken oder maximal 50 Pro-
zent der gesamten Auszahlun-
gen. «Das Resultat wird ein gu-
tes für die Betroffenen und den
Kanton Thurgau, und, ich bin
mir sicher, auch fürdiePharma-
branche.» Das Gesetz ist noch
nicht verabschiedet, aber fast in
trockenen Tüchern. Weil am
Mittwoch kaum Kritik auf-
kommt, verkommtdiebevorste-
hende Schlussabstimmung zur
Formsache. (ste)

Steuerfusserhöhung droht der Absturz
Rückzug der Steuersenkung von 2022 hat imGrossenRat wohl keine politischeMehrheit.

Christian Kamm

Die Überschrift ist irritierend
harmlos.Mit der«Finanzstrate-
gie 2024-2030»möchtedieRe-
gierungdenausdemLotgerate-
nen Staatshaushalt wieder ins
Gleichgewicht bringen. Zu die-
sem Zweck hat sie in ihrem Be-
richt sieben Handlungsfelder
definiert. Am politisch brisan-
testen ist die vorübergehende
Rücknahme der erst 2022 be-
schlossenenSteuerfusssenkung
vonachtSteuerprozenten−«für
mindestens sechs Jahre».

SVP-Fraktiongegen
eigenenRegierungsrat
KeinWunder, liefen die Steuer-
senker voneinst imRahmender
Grossratsdebatte über die Fi-
nanzstrategie jetzt Sturmgegen
die Pläne. Obwohl noch nichts
entschieden, sondern lediglich
diskutiert worden ist. Ans Ein-
gemachte wird es erst im Rah-
men der Budgetdebatte gehen.
DochdieSignale andieAdresse

des FinanzchefsUrsMartin las-
sen an Deutlichkeit nichts zu
wünschen übrig. «Eine Steuer-
erhöhung kommt nicht in Fra-
ge», macht Kantonsrat Heinz
Keller (Kradolf) klar − wohlge-
merkt als Sprecher vonUrsMar-
tins Heimatfraktion, der SVP.
Nicht weniger deutlich tönt es
aus demMund des ehemaligen
SVP-FraktionschefsStephanTo-
bler (Egnach): «Keine Steuer-
erhöhung−esmussandereMit-
tel geben.» Vor allem gelte es,
die Ausgaben anzuschauen.

Ins selbe Horn stösst die
FDP: Seine Fraktion sei klar
gegeneineSteuerfusserhöhung,
sagt SprecherAndreasOpprecht
(Sulgen).DieForderungderRe-
gierung sei zum heutigen Zeit-
punkt verfrüht. Für eine rechne-
rische Mehrheit dieses Lagers
sind in der Folge die EDU/Auf-
recht-Fraktion und die GLP be-
sorgt. Es sei leider ein Naturge-
setz, dass der Staat über seine
Verhältnisse lebe und sich ver-
schulde, kritisiert EDU-Frak-

tionspräsident Marcel Wittwer
(Schocherswil). Nun wolle er
wieder denWeg des geringsten
Widerstands gehen und an der
Steuerschraube drehen. Reto
Ammann (GLP, Kreuzlingen)
betonte,dassdieGLPzwarnicht
grundsätzlichgegenSteuererhö-
hungen sei, aber erst, wenn es
nichtmehrandersgehe.«Das ist
nochnichtderFall.»Zusammen
verfügen diese vier Fraktionen
über 72 Stimmen im Grossen
Rat (130) und damit über eine
Mehrheit.

Steuersenkungvon2022
korrigieren
Klar für eine Rücknahme der
Steuerfusssenkung sprechen
sich SP und Grüne aus. Die Fi-
nanzstrategiederRegierung sei
keine Strategie, sondern «reali-
tätsfremdes Wunschdenken»,
kritisiert SP-Kantonsrat Chris-
tianKoch (Matzingen).DerKan-
ton habe sichmit fremdenGeld
aus der Nationalbank-Gewinn-
ausschüttung verzockt und mit

beidenHändenSteuergeschen-
ke verteilt. Die Mehrheit des
GrossenRats habe sich vonden
Nationalbank-Zahlungen blen-
den lassen, doppelt Grünen-
Fraktionschefin Sandra Rein-
hart (Amriswil) nach.DerThur-
gau habe nicht ein Ausgaben-,
sondern ein Einnahmenprob-
lem, wird auf dieser Ratsseite
argumentiert. FürMitte/EVPsi-
gnalisiert Corinna Pasche
(Bischofszell) Gesprächsbereit-
schaft beim Steuerfuss. «Die
SenkungvonachtSteuerprozen-
tenwar zu hoch.»

«Wir haben beides, ein Ein-
nahmen- und Ausgabenprob-
lem», sagte Urs Martin. Die Si-
tuation sei «sehr anspruchs-
voll», wirbt Martin für das
«ausgewogene Paket» der Re-
gierung. Neben der vorüberge-
hendenRücknahmederSteuer-
fusssenkung sollen unter ande-
remdie Investitionengedeckelt
und das Wachstum des Auf-
wands indenGlobalbudgets auf
1 Prozent beschränkt werden.

Thurgauer Weg,
der allen passt
Gesetz DasGesetz über die Fi-
nanzierung von Leistungen für
erwachsene Menschen mit Be-
hinderung, kurz FLEMBG, hat
einen langenWeg inklusiveUm-
weg hinter sich. Am Mittwoch
hat die Kommission demGros-
senRateinenEntwurf zurersten
Lesung vorgelegt, der schlank
sei und die Bedürfnisse von
MenschenmitBehinderungbe-
rücksichtige, sagt Vizekommis-
sionspräsident David Zimmer-
mann (SVP, Braunau). Die 15
Paragrafen sind schnell durch-
beraten. Bei der freien Wohn-
sitzwahl stellt Grüne-Kantons-
rätinCorneliaHauser (Weinfel-
den) drei Anträge, die alle
abgelehntwerden.ZurRückfor-
derunggibt es einenAntragvon
FDP-Kantonsrat René Walther
(Arbon). Aufgrund sprachlicher
Feinheiten stellt der zuständige
RegierungsratUrsMartin selbst
einenneuenAntrag.Rückerstat-
tungsansprüche sollen fünf Jah-
re nach Kenntnis oder sicher
nach zehn Jahren verjähren.
DieseVersiongoutiert derGros-
se Ratmit 71 Ja-Stimmen. (sba)


